
III. Auslieferungs- und RechtshilfeverträgeC

Die am 2o. Dezember 1934 zwischen Dänemark und Litauen unter-

zeichnete, am 5. Juli 1935 ratifizierte Konvention Über die gegenseitige
Auslieferung von Verbrechern und die Rechtshilie in Stralsachen 3). und der

am io. August 1935 zwischen Estland und Italien abgeschlossene Vertrag
Über Auslielerung und Rechtshille in Stralsach.en 4) gehören zu denjüngsten
Beispielen für die verschiedenen Methoden, die gegenwärtig noch im

Auslieferungsrecht befolgt werden 5).
Das dänisch-litauiSche Abkommen stellt nach dem Muster der

meisten älteren Auslieferungsverträge eine Liste der zur Auslieferung
verpflichtenden Delikte auf (Enumerationsprinzip), führt den Grund-

satz der Spezialität streng durch, nimmt sämtliche politische Vergehen -
vorbehaltlich der Attentatsklausel - von der Auslieferungspflicht aus

und versagt (in Art. 3) nicht nur die Auslieferung eigener Staatsange-
höriger, sondern räumt den Vertragspartnern sogar das Recht ein

de refuser l&apos;extradition d&apos;.6-trangers qui ont r6sid d&apos;une fa
perrnanente sur leur territoire pendant deux ans avant la demande

d&apos;extraditi.On, ä moins que cette demande ne se rapporte ä une infraction
ant&amp;ieure au moment ou&apos; l&apos; s&apos;est 6tabli dans le pays.

Das estnisch-italienische Abkommen nimmt zu all diesen grund-

1) journal Officiel 1935, S. 7940.

2) journal Officiel 1935, S. 7943.

3) Lovtidende for Kongeriget Danmark 1935 Nr. 257; Amtsblatt des Memelgebietes
1935 Nr- 79, S. 552.

4) Riigi Teataja 1935, Art. 698.
5) Zu den Vereinheitlichungsbestrebungen vgl. vor allem den Vorentwurf eines

Typus-Auslieferungsvertrages, der auf Veranlassung der internationalen Straf-

und Gefängniskommission von Delaquis und Graf Gleispaefi ausgearbeitet und 1931

in dem von der internationalen Straf- und Gefängniskommission herausgegebenen Recueil

de Documents en matiere p6nale et p6nitentiaire Bd. I, Lieferung 3 u- 4, veröffentlicht

worden ist, sowie die von der Research in International Law of the Harvard Law School

ausgearbeitete Draft Convention on Extradition: American journal of Inter-

national Law, Bd. 29 [1935], Nr. 1/2, Sect, 11.
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sätzlichen Fragen des Auslieferungsrechts eine andere Stellung ein.

Nach Artt. i und 2 sind alle Personen auszuliefern, die sich entweder

,einer Handlung schuldig gemacht haben, die nach den Rechten der

beiden Vertragspartner mit einer F eiheitsstrafe von mindestens einem.v 1

Jahre bestraft wird oder die von eJem Gericht des ersuchenden Staates

zu einer Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten verurteilt worden

sind (sog. Eliminationsprinzip). Der Grundsatz der Spezialität wird

durch die Vorschrift des Art. 8 abgeschwächt, der lautet:

L&apos;individu livr6 par fune des Hautes Parties Contractantes ä

l&apos;autre pourra Atre. jug6 pour toute autre infraction connexe avec celle

qui a motiv6 sa remise, pourvu qu&apos;une des dispositions de l&apos;article 4 ne

s&apos;y Oppose
ST s&apos;agit de d6lits 7exes, l&apos;Etat auquel a 6t6 accordnon cl&apos;extradition pourra demander autre Etat d&apos;6tendre les effets de cette

extradition aux faits qu&apos;il enten poursuivre.
Bei politischen Vergehen besteht eine Auslieferungspflicht nicht

nur, wenn ein Anschlag auf das Leben&apos;eines Staatsoberhauptes oder

seiner&apos; Familienangehörigen unternommen oder versucht worden ist,
sondern gemäß Art. 4c in allen Fällen

oü le d6lit politique constitue essentiellement un attentat ä la vie

on ä l&apos;incolumit6peirsonnelle,ou unattentat ä lapropri6t6 comnüs par des

moyens qui constituent un danger pour las publique.
Eine Verpflichtung zur Auslieferung eigener Staatsangehöriger be-

steht nach Art. 6 dans le cas oü ils aient obtenu la nationalit6 de la

partie requise apr avoir commis led

Liegen gleichzeitig Auslieferungsersuchen mehrerer Regierungen vor,

so kann nach dem dänisch-litauischen Abkommen (Art. 9) jeder Staat

nach freiem Ermessen entscheiden, welchem Gesuch er den Vorrang
geben will, während der estnisch-italienische Vertrag vorschreibt (Artt.
14J5), daß bei Auslieferungsersuchen, die die gleichen Straftaten be-

treffen grundsätzlich dem Staate des Begehungsortes, bei Auslieferungs-
ersuchen, die verschiedene Straftaten zum Gegenstand haben, dem Ge-

such des Staates der Vorzug zu geben sei, in welchem das nach der Gesetz-

gebung des ersuchten Staates mit schwerster Strafe bedrohte Vergehen
begangen worden istz).

Die oben erwähnte französisch-chinesische Konvention vom 16. Mai

19303) macht in bestimmten Fällen die Auslieferung der Angehörigen
des um die Auslieferung ersuchenden Staates vom Nachweis der

Schuld der auszuliefernden Person abhängig und verweist im übrigen
auf die allgemeinen Regeln des Völkerrechts. Art. 9 lautet:

1) Art. 4 nimmt von der Auslieferungspflicht aus Preßvergehen, militärische Ver-

gehen, politische Vergehen (s. unten) und Verstöße gegen Zoll-, Steuer- und andere

finanzielle Gesetze.

&apos;x) Vgl. diese Zeitschr. Bd. IV, S. 648, 912.

3) Oben S.120.
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Les ressortissants chinois coupables ou inculp6s de crimes ou d6lits
commis en Chine qui chercheraient refuge sur le territoire de l&apos;Indochine

fran et les ressortissants fran coupables ou inculp6s de crimes

ou d6lits commis en Indochine qui chercheraient refuge sur le territoire
de la Chine seront, ä la requAte des autorit6s int6ress6es et sur la preuve
de leur culpabilit6, recherch6s, arrAtds et extrad6s, 6tant bien entendu
qu&apos;exception sera faite pour ,tous les cas qui, d&apos;apr l&apos;usage international,
ne donnent pas lieu. ä extradition.

Estland,-&gt; Lettland und Litauen haben am 14. November 1935 ein

seitige Anerkennung und Vollstreckung vonAbkommen über die gege
Gerichtsurteilen in Zivilsac 1) abgeschlossen. Ausgangspunkt waren,

wie für die nordischen Staaten, die ein ähnliches Abkommen bereits am

16. März 1932 unterzeichnet habenz), die principes communs sur. les-

quels est bas la kgislation judiciaire en mati&amp;e civile dans les Pays
Contractantse (aus der Einleitungsformel des Abkommens)3). Am

gleichen Tage ist von Estland, Lettland und Litauen ferner ein Abkommen

über die gegenseitige Anerkennung früherer Verurteilungen in Stralsachen
abgeschlossen worden4), nach dem bei der Feststellung eines Rückfall-

verbrechens und bei der Strafzumessung von den Gerichten des einen

Vertragsstaates die in den anderen Vertragsstaaten ausgesprochenen
Verurteilungen des Angeschuldigten berücksichtigt werden sollen;
außerdem ist ein unmittelbarer Verkehr zwischen den justizbehörden
der Vertragspartner zwecks Beschaffung von Auskünften vorgesehen.

Bloch.
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